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Die Winterkrise im britischen Nationalen Gesundheitsdienst (NHS) ist so akut wie nie zuvor. Die
Zahl der Betten, die von Patient:innen belegt sind, die seit mehr als drei Wochen im Krankenhaus
liegen, ist die höchste in den letzten fünf Wintern. Neunzehn von zwanzig Betten auf den Stationen
in England sind voll ausgelastet. Dies geht einher mit einer Krise des Notfallversorgungssystems.
Fast drei von zehn Patient:innen, die mit dem Rettungswagen eingeliefert werden, müssen vor den
Krankenhäusern Schlange stehen, die zu voll sind, um sie aufzunehmen – etwa doppelt so viele wie
vor der Pandemie.

Plan zur Zerschlagung des NHS

7,2 Millionen Menschen stehen in England auf Wartelisten für Krankenhausbehandlungen – 60 %
mehr als vor der Pandemie. In Schottland steht jede/r Siebte auf einer Warteliste, und die Zahl in
Wales hat einen neuen Höchststand erreicht. Die Versicherungsfirma Confused.com wirbt derweil
damit, eine private Krankenversicherung abzuschließen, um diese Wartelisten zu umgehen. All dies
ist Teil eines langfristigen Plans zur Zerschlagung des NHS, zu dem auch gehört, ihm die Mittel zu
entziehen, die in Behandlungsgeräte und Gehälter fließen, die eine ausreichende Zahl von
Beschäftigten im Gesundheitswesen anziehen können.

Der NHS, um den die Patient:innen in den USA und vielen Teilen Europas einst beneidet wurden,
gerät immer mehr ins Hintertreffen und droht zu einer Zweiklassenmedizin mit Privilegien für die
Ober- und Mittelschicht und einer marginalen Versorgung für die Arbeiter:innenklasse und die
Armen umgewandelt zu werden, ähnlich dem Medicaid-System in den USA.

Der britische Gesundheitsminister Stephen Paul („Steve“) Barclay beharrt darauf, dass lange
Wartelisten und überfüllte Krankenhäuser nicht das Ergebnis von Unterfinanzierung seien.
Allerdings betrugen die durchschnittlichen jährlichen Investitionsausgaben im Vereinigten
Königreich zwischen 2010 und 2019 5,8 Mrd. Pfund, verglichen mit einem EU-Durchschnitt von 38,8
Mrd. Pfund, was bedeutet, dass Großbritannien über weitaus ältere und weniger gut gewartete
Einrichtungen verfügt, und zwar in geringerer Zahl.

Im Rahmen des Sparprogramms der Regierung nach der Rezession von 2007 wurde die
Finanzierung des NHS zwischen 2008 und 2018 gekürzt. Jede der aufeinanderfolgenden
Regierungen hat behauptet, die Mittel für den Gesundheitssektor zu erhöhen, aber damit das NHS-
Budget wirklich gestiegen wäre, müsste es sowohl mit der Inflation als auch mit dem
Bevölkerungswachstum Schritt halten. Real sind die Mittel für den NHS heruntergefahren worden.
Zwischen 1949/50 und 2016/17 stiegen die Gesundheitsausgaben im Durchschnitt um 3,3 % pro
Jahr. Betrachtet man jedoch nur den Zeitraum zwischen 2009/10 und 2016/17, so sinkt dieser
Durchschnitt deutlich auf 0,6 % und liegt damit weit unter der Inflationsrate.

Obwohl die Mittel für den NHS während der Pandemie aufgestockt wurden, konnten die Probleme,
die bereits durch die chronische Unterfinanzierung entstanden waren, nicht gelöst werden. Der
NHS war zu Beginn des Jahres 2020 bereits am Rande der Belastungsgrenze. Er verfügte über 6,6
Intensivbetten pro 100.000 Einwohner:innen, verglichen mit 29,2 in Deutschland, 12,5 in Italien und
10,6 in Südkorea.

https://arbeiterinnenmacht.de/2022/12/27/britannien-tod-durch-tausendfache-kuerzungen-im-gesundheitswesen/
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/12/27/britannien-tod-durch-tausendfache-kuerzungen-im-gesundheitswesen/


Personalmangel

Derzeit sind 133.400 Stellen unbesetzt, darunter 47.500 Stellen in der Krankenpflege. Der derzeitige
Trend bewegt sich dahin, dass immer mehr Stellen frei werden – mehr Pflegepersonal verlässt den
Beruf, als neu hinzukommt. Das Royal College of Nursing (Königliche
Pflegepersonalausbildungsstätte, RCN) fordert eine über der Inflationsrate liegende Lohnerhöhung
nicht nur für die bestehenden Arbeitskräfte, deren Löhne seit Jahren niedrig gehalten werden,
sondern auch, um die Personalbeschaffung zu unterstützen.

Ein wichtiger Teil des Plans der Regierung zum Abbau des Covid-Rückstands ist eine verstärkte
Werbekampagne im Ausland mit dem Ziel, bis 2021/22 10.000 internationale Arbeitskräfte
einzustellen.

Die Behandlung internationalen Pflegepersonals durch den NHS wurde jedoch vom RCN kritisiert.
Der Verband setzt sich für eine „ethische internationale Rekrutierung“ ein und verweist auf weit
verbreitete Probleme mit hohen Gebühren für die vorzeitige Ausreise in Höhe von bis zu 14.000
Pfund, mit denen Arbeiter:innen unter Druck gesetzt werden, ihre Verträge einzuhalten oder die
Gebühren unter Androhung der Abschiebung zurückzuzahlen. Das RCN ist auch besorgt darüber,
dass die angeworbenen Arbeitskräfte darüber getäuscht werden, wie einfach es sei,
Familienangehörige ins Vereinigte Königreich zu holen, und dass sie, wenn sie entdecken, wie
schwierig es ist, sich im britischen Einwanderungssystem zurechtzufinden, bereits in einen Vertrag
gebunden sind.

Der NHS hat auch Probleme, das vorhandene Personal zu halten: 16 % der Beschäftigten im
Gesundheits- und Sozialwesen wollen die Branche ganz verlassen, wobei sie Personalmangel,
Bezahlung und Arbeitsbelastung als Gründe anführen. Es ist ein Teufelskreis, denn je weniger NHS-
Mitarbeiter:innen vorhanden sind, desto größer wird der Druck auf diejenigen, die bleiben. Allein im
August 2021 gab es zwei Millionen Fehltage wegen Krankheit, ein Viertel davon wegen psychischer
Probleme.

Tod durch tausend Einschnitte

In den 1980er Jahren wollte Margaret Thatcher den NHS vollständig privatisieren, da sie ihn als
einen weiteren Teil des „Sozialismus“ betrachtete, den sie unbedingt zerstören wollte. Eine Revolte
im Kabinett hielt sie jedoch davon ab, so dass sie den Chef des Supermarktkonzerns Sainsbury, Roy
Griffiths, mit der „Reform“ beauftragte. Den Ärzt:innen wurde die Führung in den Krankenhäusern
entzogen und sie wurde einer Kaste von hochbezahlten Leuten aus der Privatwirtschaft übergeben,
die den Dienst wie ein Unternehmen führen sollten. Ein neoliberaler US-amerikanischer
Wirtschaftswissenschaftler, Alain Enthoven, riet dazu, die Disziplin des Marktwettbewerbs
einzuführen.

Die Verwaltungskosten verdoppelten sich über Nacht. Als die Labour-Partei unter Tony Blair 1997
einen erdrutschartigen Wahlsieg errang, wurde der Marktöffnungsprozess trotz der im
Wahlprogramm gemachten Zusagen nicht rückgängig gemacht. Der Schatzkanzler Gordon Brown
weitete die Private Finance Initiative (Privatfinanzinitiative, PFI) der Tories sogar noch aus und
nutzte sie für den Bau von Krankenhäusern, die damit faktisch in den Besitz des privaten Sektors
übergingen.

Als die Tories 2010 an die Regierung zurückkehrten, brachte der Hardliner-Gesundheitsminister
Andrew Lansley 2011 das Gesundheits- und Sozialfürsorgegesetz ein, das den NHS in eine völlig
neue Phase der Privatisierung führte. Das Gesetz von 2012 öffnete alle NHS-Dienste für
Ausschreibungen, offen für konkurrierende private Unternehmen.



Trotz der Empörung unter der Ärzt:innenschaft und dem Pflegepersonal haben private Unternehmen
wie Virgin und Circle ihre Warnungen einfach übertönt. Schlimmer noch: Unison, die größte
Gewerkschaft des Gesundheitswesens, rief während der gesamten fünf Jahre der Regierung von
David Cameron zu keinem einzigen Streik und keiner einzigen Demonstration auf, und die
Gesundheitsminister Lansley und Jeremy Hunt setzten die Aufteilung des Dienstes in kleinere
regionale Systeme mit der Befugnis zu entscheiden, welche Dienste verfügbar sein werden und wer
sie erbringen würde, mühelos fort. Bis 2017 gingen 43 % des Gesamtwerts dieser Verträge an den
privaten Sektor. Allein Virgin erhielt den Zuschlag für NHS-Aufträge im Wert von über einer
Milliarde Pfund.

Die Kampagnengruppe Keep Our NHS Public (Unser Gesundheitsdienst muss öffentlich bleiben)
zeigte auf, dass die aktuelle „Marktreform“, der Long Term Plan (Langfristiger Plan), die Kosten
senkt, indem sie den Zugang zur Gesundheitsversorgung einschränkt, die Qualität mindert und
profitorientierte Unternehmen wie die US-Giganten McKinsey, UnitedHealth und Kaiser Permanente
einbezieht.

Darüber hinaus wird das „Nationale“ aus dem NHS herausgenommen, indem er in lokale Integrierte
Versorgungssysteme mit ihren eigenen, streng kontrollierten Budgets aufgeteilt wird, was bedeutet,
dass Gebiete mit einem höheren Grad an schlechter Gesundheitsversorgung – Merseyside,
Newcastle, Hackney – mit ihren eigenen Problemen fertigwerden müssen. Der NHS England hat
bereits 83 Organisationen mit dieser Aufgabe betraut, von denen 76 private Unternehmen sind, 23
mit Sitz in den USA, darunter Centene, Cerner, Deloitte, GE Healthcare, IBM, McKinsey und Optum,
der britische Zweig von UnitedHealth.

Der Plan wird dazu führen, dass die Gesundheitsversorgung zu einer weiteren Ware wird, die
internationalen Handelsabkommen unterliegt: Der NHS wird zu einem Logo, das auf private
Unternehmen aufgeklebt wird. Die Zukunft kann man in den USA besichtigen, wo die Gesundheit
eine Ware ist und Menschen, die sich keine Versicherung leisten können, oft ohne
Notfallbehandlung sterben und Arztrechnungen Menschen in den Bankrott treiben.

Wer zahlt?

Der NHS benötigt zweifelsohne eine massive Finanzspritze, sowohl um den Bedarf an höheren
Gehältern und mehr Personal als auch den Investitionsbedarf für neue Krankenhäuser und
Ausrüstung zu decken. Die Gebühren für Medizinstudent:innen- und Pflegeschüler:innen müssen
abgeschafft und ein Stipendium in Höhe eines existenzsichernden Lohns wieder eingeführt werden,
ebenso wie kostenlose, hochwertige Kinderbetreuung vor Ort, um den Bedürfnissen der Eltern
gerecht zu werden. Die Gebühren für die vorzeitige Ausreise internationaler Krankenschwestern und
-pfleger sollten abgeschafft werden, ebenso wie die Einwanderungsbestimmungen, die ihnen mit
Abschiebung drohen und sie von ihren Familien trennen.

Unsere Antwort muss lauten, dass die Reichen und die Großkonzerne gezwungen werden müssen,
für die Krise des NHS zu zahlen, genauso wie sie gezwungen werden müssen, für die Krise der
Lebenshaltungskosten und die kommende Rezession zu zahlen.

Grundsätzlich muss das Gesundheitswesen wieder vollständig in öffentliches Eigentum überführt,
ohne Entschädigungszahlungen an die Profiteur:innen, und unter der demokratischen Kontrolle von
Beschäftigten und Patient:innen betrieben werden. Alle privaten Finanzierungsinitiativen (PFIs)
gehören abgeschafft.

Wir müssen auch die Pharmakonzerne und all jene enteignen, die durch die Ausbeutung von
Kranken riesige Profite erpressen, und zwar unter der Kontrolle der Arbeiter:innenklasse und ohne



einen Pfennig Entschädigung für die Bosse.

Für die Krise des NHS sind Regierungen der Bosse, einschließlich derjenigen von New Labour,
maßgeblich verantwortlich. Die Gewerkschaften sollten als Preis für die Finanzierung der nächsten
Wahlkampagne von Labour darauf bestehen, dass das Parteiprogramm oben skizzierte Maßnahmen
enthält. Deshalb geht es beim aktuellen Streik um mehr als nur Löhne. Es geht um das Überleben
des NHS – und der öffentlichen Dienste und der sozialen Sicherung im Allgemeinen.


